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Bundesrechnungshof: Neues Personal für den öffentlichen Dienst wird  
knapper 
 
(dbb) „Die Einkommensschere zwischen Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst darf 

sich nicht weiter öffnen, wenn wir auf dem Arbeitsmarkt in Zukunft überhaupt noch kon-
kurrenzfähig sein wollen.“ Das hat der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt in der 

Zeitung „Die Welt“ am 11. März 2014 deutlich gemacht. Zeitgleich hat auch der Bundes-
rechnungshof darauf hingewiesen, dass neues Personal für den öffentlichen Dienst  

knapper wird. 

 
„Stelleneinsparungen in den Behörden lassen 

immer weniger Spielraum für Neueinstellun-
gen. Gleichzeitig stellt sich für immer mehr 

Verwaltungen das Problem der demografischen 
Entwicklung. Deutlich zunehmende altersbe-

dingte Abgänge stehen weniger Bewerberin-

nen und Bewerber gegenüber. Die „Ressource 
neues Personal“ wir knapper“, heißt es in einer 

entsprechenden Mitteilung des Bundesrech-
nungshofes. Dabei hätten die Bürgerinnen und 

Bürger „ein berechtigtes Interesse daran, dass 
Behörden für ihre Aufgaben bestgeeignetes 

Personal auswählen“. 

 

Vor diesem Hintergrund sei es vollkommen 

unverständlich, dass die Arbeitgeber die Forde-
rung der Gewerkschaften vor der am 13. März 

beginnenden Einkommensrunde für Bund und 
Kommunen als „maßlos“ zurückgewiesen ha-

ben, so Dauderstädt weiter. „Im öffentlichen 

Dienst beträgt der Abstand zu den Einkommen 
der Privatwirtschaft im Schnitt zehn Prozent. 

Befristete Arbeitsverhältnisse und ungewollte 
Teilzeit nehmen zu. Unter diesen Vorausset-

zungen wird es immer schwieriger, junge Men-
schen für die Arbeit beim Staat zu gewinnen.“ 

(01/10/14) 

 

Immer mehr Teilzeitarbeit im öffentlichen Dienst: „Weg zurück zur Vollzeit  
offen halten“  
 
(dbb) So viele Beschäftigte im öffentlichen Dienst wie nie zuvor arbeiten auf Teilzeitstel-

len: Über 420.000 Beamtinnen und Beamte und deutlich über eine Million Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer. „Teilzeitarbeit ist ein wichtiges Instrument, um den öffentli-

chen Dienst familienfreundlich zu gestalten und daher grundsätzlich begrüßenswert. Sie 

darf aber nicht zur Einbahnstraße werden“, sagte die stellvertretende dbb Bundesvorsit-
zende Astrid Hollmann am 10. März 2014 in Berlin. „Wir fordern die Arbeitgeber auf, den 

Beschäftigten einen Weg zurück zur Vollzeitarbeit offen zu halten.“ 

 
„Die Zahl der Berichte über „Zwangsteilzeit“ 
steigt“, so Hollmann weiter. „Oft sind Frauen 

betroffen, da es in den meisten Fällen immer 

noch die Mütter sind, die zugunsten ihrer Fa-
milie eine Teilzeitstelle antreten. Wenn aber 

beispielsweise die Kinder aus dem Haus sind, 
ist eine Rückkehr zur Vollzeitarbeit nicht ohne 

weiteres möglich. Die ohnehin geringeren Ein-
kommen während der Teilzeitarbeit schlagen 

auf die Alterssicherung durch. Das ist auch ein 

Grund, warum Frauen überdurchschnittlich oft 
von Altersarmut betroffen sind. Hier müssen 

Modelle entwickelt werden, um die Rückkehr 
zu Vollzeitarbeit so reibungslos wie möglich zu 

gestalten.“ 

 
Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundes-

frauenvertretung, warnte zugleich vor ver-

steckten Personalmittelkürzungen durch den 
zunehmenden Anteil an Teilzeitarbeitsplätzen: 

„Zwischen 2006 bis 2011 hat der Anteil an 
sozialversicherungspflichtigen Teilzeitbeschäf-

tigten um 25 Prozent zugenommen, der an 
Vollzeitbeschäftigten hingegen nur um vier 

Prozent. Teilzeit darf nicht dazu missbraucht 

werden, um Vollzeitstellen ohne sachlich ge-
rechtfertigten Grund zu reduzieren.“ 

(02/10/14) 
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dbb bundesfrauenvertretung im Gespräch mit Bundesfamilienministerin  
 
(dbb) Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung, hat ihre Forderung 

nach einer gesetzlichen Quotierung für den öffentlichen Dienst und seine Betriebe am 6. 
März 2014 in einem Spitzengespräch der führenden Frauenorganisationen mit Bundesfa-

milienministerin Manuela Schwesig bekräftigt. „Die dbb bundesfrauenvertretung setzt 
sich bei der Besetzung von Führungspositionen im öffentlichen Dienst und seinen privati-

sierten Bereichen für eine Mindestmarge von 30 Prozent für beide Geschlechter als ver-

bindliche Zielvorgabe mit Sanktionscharakter ein“, machte Wildfeuer in der Unterredung 
deutlich und begrüßte die beabsichtigte gesetzliche Regelung für den öffentlichen Be-

reich. 

 
Bei den gesetzlichen Zielvorgaben müssen aus 
Sicht Wildfeuers Genderkompetenzen bei der 

Leistungsbewertung berücksichtigt werden: 

„Sowohl für jene, die Führungspositionen ein-
nehmen möchten; als auch in der Leistungs-

bewertung des Beurteilenden muss Gender-
kompetenz als Leistungskriterium zählen.“ 

Mögliche Sanktionsmechanismen sieht Wild-

feuer bei der Gewährung von Leistungsprä-
mien. Zulagen, die auf die persönliche Leistung 

Beschäftigter zurückzuführen seien, könnten 
an neue Kriterien wie die Genderkompetenz 

beziehungsweise an die Einhaltung von Ziel-
vorgaben geheftet werden. Ein regelmäßiges 

Gleichstellungscontrolling könnte hierfür eine 
Messlatte sein. Ebenfalls denkbar sei es, die 

Vergabe von Planstellen an konkrete Zielver-

einbarungen zu knüpfen, so die Vorsitzende. 
 

Astrid Hollmann, stellvertretende dbb Bundes-
vorsitzende, die ebenfalls an dem Gespräch 

teilnahm, betonte die Notwendigkeit gezielter 

Frauenförderprogramme. „Zum Erfolg einer 
festen Quotenregelung gehören begleitende 

Maßnahmen in Form von Beratungs- und Qua-
lifizierungsangeboten, Datenbanken und Netz-

werken.“ 
(03/10/14) 

 

 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

 

„Güstrower Erklärung“: dbb Landesbund fordert Umdenken in der  
Personalpolitik  
 
(dbb) Angesichts der Sparpolitik der Landesregierung hat der dbb mecklenburg-

vorpommern ein Umdenken in der Personalpolitik gefordert. „Die Schuldenbremse in der 
Landesverfassung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und kann nicht durch das Per-

sonal des öffentlichen Dienstes allein geschultert werden“, heißt es in der am 6. März 
2014 veröffentlichten „Güstrower Erklärung“.  

 
Nun müssten die Personalkonzepte geprüft 

werden, Aufgabenkritik gehe vor Personalab-

bau, forderte der dbb Landesbund. Weiter 
wurde ein tiefgreifendes Gesundheitsmanage-

ment angemahnt. Seit 2006 komme das Land 
ohne neue Kreditaufnahme aus und könne 

kontinuierlich Schulden tilgen. Seit 2003 seien 
aber auch die Personalbudgets um 277 Millio-

nen Euro unterschritten worden. „Die Beschäf-

tigten des Landes sind aber keine Kosten, son-
dern Leistungsträger“, heißt es in der Erklä-

rung. Jeder Landesbedienstete habe seinen 

Anteil an der positiven Finanzlage geleistet. Es 

seien aber nach dem „Gießkannenprinzip“ Per-
sonal abgebaut und Aufgaben verdichtet wor-

den. Viele Bedienstete seien trotz hoher Ei-
genmotivation am Rand ihrer körperlichen 

Leistungsfähigkeit. Der öffentliche Dienst im 
Nordosten werde für qualifizierten Nachwuchs 

immer unattraktiver. 

(04/10/14) 
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Petitionsausschuss bestätigt Berliner Besoldungsrückstand  
 
(dbb) Nachdem der Petitionsausschuss des Berliner Abgeordnetenhauses bestätigt hat, 

dass die mit dem Haushaltsgesetz beschlossenen Besoldungserhöhungen den Besol-
dungsrückstand der Berliner Beamten gegenüber dem durchschnittlichen Bezahlungsni-

veau in den anderen Bundeländern nicht vermindern, erwartet der Vorsitzende der dbb 
berlin, Frank Becker, neue Impulse zur Vorlage eines Besoldungsangleichungsgesetzes. 

Nach Feststellung der Senatsverwaltung für Inneres und Sport beträgt der Rückstand 

derzeit knapp acht Prozent. 

 
„Der dbb berlin hat bereits im letzten Monat 
die Vorlage eines Besoldungsangleichungsge-

setzes bei den Regierungsfraktionen des Abge-
ordnetenhauses von Berlin eingefordert“, er-

klärte Becker am 10. März 2014. „Wir erwar-

ten, dass dieses auch in Kürze erarbeitet wird. 
Wir haben beiden Fraktionen das Angebot 

unterbreitet, dass wir bei der Erarbeitung gern 
beratend zur Seite stehen.“ 

 

Der Petitionsausschuss hatte sich mit der Be-
amtenbesoldung befasst, nachdem der dbb 

berlin - gemeinsam mit den Fachgewerkschaf-
ten des Landesdienstes - alle Mitglieder des 

Abgeordnetenhauses im August 2013 in einem 

offenen Brief über die Wut der Beamtinnen 
und Beamten informiert hatte – wegen der 

Besoldungserhöhungen für 2014 und 2015 von 
nur 2,5 Prozent, die darüber hinaus jeweils 

erst jeweils erst zum August fällig sein sollen. 

(05/10/14) 

 
 

dbb Hessen: Beamtenrechtliches Streikverbot hat weiterhin Geltung  
 
(dbb) Der dbb Hessen, beamtenbund und tarifunion, hat das Urteil des Bundesverwal-

tungsgerichts in Leipzig vom 27. Februar 2014 begrüßt, in dem klargestellt wird, dass 

Beamtinnen und Beamte auch weiterhin nicht streiken dürfen. 

 
Ute Wiegand-Fleischhacker, Landesvorsitzende 
des dbb Hessen, stellte dazu fest: „Das Streik-

verbot ist für den dbb Hessen unverzichtbar, 
da die Beamtinnen und Beamten ‚rund um die 

Uhr‘ für eine qualifizierte Bildung, Sicherheit 
und Gerechtigkeit im Sinne der Garantie von 

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit eintreten.“ 

 
Zudem habe das Bundesverwaltungsgericht 

klargestellt, dass „die Besoldungsgesetzgeber 
im Bund und in den Ländern verfassungsrecht-

lich gehindert sind, die Beamtenbesoldung von 

der Einkommensentwicklung, die in den Tarif-
abschlüssen zum Ausdruck kommt, abzukop-

peln“, so Wiegand-Fleischhacker. Der dbb Hes-
sen folgere daraus „einen deutlichen Hinweis 

an die hessische Landesregierung, ihre im 
Koalitionsvertrag vereinbarten Vorgaben zur 

Entwicklung der Beamtenbesoldung ab dem 

Jahr 2015 zu überdenken und sich verfas-
sungstreu zu verhalten“. Wiegand-

Fleischhacker: „Andernfalls schließen wir den 
Gang vor die Gerichte nicht aus.“  

(06/10/14) 

 
 

dbb sachsen-anhalt vereinbart Auszubildenden-Initiative  
 
Der dbb sachsen-anhalt hat mit dem Ministerium der Finanzen des Landes eine Auszubil-
denden- beziehungsweise Nachausbildungsinitiative vereinbart.  

 
Am 5. März 2014 einigten sich die Tarifver-

tragsparteien auf das Maßnahmenpaket Nr. 3 

zum Teilzeittarifvertrag Sachsen-Anhalt (Teil-
zeit TV LSA). Danach müssen die durch die 

tarifvertraglichen Regelungen eingesparten 
Mittel zu 20 Prozent unter anderem für Maß-

nahmen der Ausbildung und Nachausbildung 
verwendet werden. 

 

Mit den für dieses Jahr zur Verfügung stehen-

den finanziellen Mitteln wurden im Rahmen der 
Nachausbildungsinitiative 33 Ausbildungsplätze 

und 8 Zwei-Jahres-Verträge geschaffen. Im 
Jahre 2014 werden nun in der Landesverwal-

tung 15 Verwaltungsfachangestellte, 4 Che-
mie-/Biologielaboranten, 2 Wasserbauer, 4 



 

aktuell Nr. 10 vom 12.03.2014 5 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

Geomatiker und 8 Straßenwärter ausgebildet, 
die ansonsten wegen fehlender Personalmittel 

nicht ausgebildet werden könnten. Weiterhin 
erhalten acht der dieses Jahr fertig ausgebilde-

ten Straßenwärter einen zweijährigen Vertrag 

mit dem Land Sachsen-Anhalt. 
 

„Wir hätten gern noch mehr der insgesamt 73 
vorgeschlagenen Ausbildungsverhältnisse er-

möglicht. Leider reichen die in 2013 eingespar-
ten Personalkosten dafür nicht aus. Deshalb 

muss das Finanzministerium in Zukunft zusätz-
liche finanzielle Mittel für Ausbildung zur Ver-

fügung stellen, da ansonsten die Aufgabener-

ledigung gefährdet ist“, sagte der für den dbb 
sachsen-anhalt verhandelnde stellvertretende 

dbb Landesvorsitzende Ulrich Stock. 
(07/10/14) 

 

 

DSTG-Chef: Bewährungsstrafe für Hoeneß zunehmend unwahrscheinlich  
 
(dbb) Der Vorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize Thomas 
Eigenthaler hält eine Bewährungsstrafe für den Präsidenten des FC Bayern München, Uli 

Hoeneß, nach dessen jüngstem Geständnis für zunehmend unwahrscheinlich.  

 
„Die Freiheitsstrafe ist so sicher wie das Amen 
in der Kirche", sagte er dem „Kölner Stadt-

Anzeiger" (Ausgabe vom 12. März 2014). „Bei 

einer Strafe von über zwei Jahren ist keine 
Bewährung mehr möglich. Und wenn man alle 

Strafen addiert, könnten es theoretisch bis zu 
15 Jahre sein." Eigenthaler kritisierte zudem, 

dass Hoeneß Informationen lange Zeit zurück 
gehalten hat. „Das ist Teil einer Salamitaktik“, 

sagte er. Laut Staatsanwaltschaft geht es um 

mindestens 27,2 Millionen Euro, Hoeneß hatte 
anfangs 3,5 Millionen, dann 18.5 Millionen 

Euro Steuerhinterziehung eingeräumt.  
 

In der „Mitteldeutschen Zeitung" (Ausgabe 

vom 11. März 2014) hatte Eigenthaler ange-
sichts der Höhe der von Hoeneß hinterzogenen 

Steuern bereits festgestellt: „Deshalb braucht 
in dem Prozess die Straflosigkeit der Selbstan-

zeige überhaupt nicht mehr diskutiert zu wer-

den. Denn die Selbstanzeige hatte vor einem 
Jahr offenbar derartige Lücken, dass ihr Wert 

gleich null ist." Wenn man Millionen Steuern 

hinterziehe und nicht von Anfang an reinen 
Tisch macht, dann habe die Bevölkerung kein 

Verständnis mehr, wenn hier nicht hart durch-
gegriffen wird. 

 
Der Fall Hoeneß werde eine enorme psycholo-

gische Wirkung auf Steuersünder in Deutsch-

land haben, sagte Eigenthaler der „Westdeut-
schen Allgemeinen Zeitung“ (Ausgabe vom 11. 

März 2014). Handlungsbedarf sehe er aller-
dings bei Fußball-Profis, so Eigenthaler. Er 

forderte die Finanzbehörden auf, die Steuer-

ehrlichkeit der Spieler näher zu betrachten: 
„Ich gehe davon aus, dass der Profi-Fußball ein 

Feld ist, wo viel Geld fließt. Man müsste viel 
schärfer nachprüfen“.  

(08/10/14) 
 

 

BDZ: Bis zu 2.500 neue Zöllner für Mindestlohn-Kontrolle erforderlich  
 
(dbb) Die Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft BDZ hat wegen der geplanten Auswei-

tung des Mindestlohns zusätzliche Kontrolleure gefordert. Die Zollverwaltung brauche 
zwischen 2.000 und 2.500 weitere Mitarbeiter, wenn der Mindestlohn flächendeckend 

eingeführt werden soll, sagte der BDZ-Vorsitzende Dieter Dewes der „Welt am Sonntag“ 
(Ausgabe vom 9. März 2014). Dies gelte aber nur, falls auch wirklich alle Branchen unter 

den gesetzlichen Mindestlohn fallen sollten.  

 
Setzt sich die Union mit ihrem Wunsch nach 

mehr Ausnahmeregelungen durch, wären laut 
Dewes noch mehr Beschäftigte im Zoll nötig: 

„Je mehr Ausnahmen es beim flächendecken-
den Mindestlohn geben sollte, desto aufwändi-

ger wird dessen Kontrolle." Dem Zeitungsbe-
richt zufolge kostet eine solche Stelle beim Zoll 

pro Jahr rund 50.000 Euro, was bei 2.000 Mit-

arbeitern etwa 100 Millionen Euro an Mehraus-

gaben für den Bund bedeuten würde. Vorerst 
werde in Regierungskreisen allerdings mit ei-

nem eher mittleren bis hohen zweistelligen 
Millionenbetrag für zusätzliche Personalausga-

ben gerechnet. Experten begründeten dies 
damit, dass die volle Zahl der Zollmitarbeiter 
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erst ab dem Jahr 2017 und damit in der nächs-
ten Legislaturperiode notwendig wäre. 

(09/10/14) 
 

 
 

VBE: Geschlechtergerechte Bezahlung ist Hausaufgabe für öffentlichen Dienst  
 
(dbb) „Nach wie vor wird Lehrerinnen und Schulleiterinnen im öffentlichen Dienst eine 

faire Bezahlung verweigert“, kritisieren VBE-Bundesvorsitzender Udo Beckmann und VBE-

Bundesfrauenvorsitzende Jutta Endrusch. Das Problem stelle sich verschärft in Grund-
schulen, so Beckmann und Endrusch am 7. Februar 2014. 

 
„Lehrpersonen an Grundschulen – und das 

sind überwiegend Frauen – haben die höchste 
Unterrichtsverpflichtung, stehen aber bei der 

Bezahlung am unteren Ende“, so Jutta 

Endrusch. „Den Kolleginnen dort wird nicht nur 
die Anerkennung auf Gleichwertigkeit ihrer 

Arbeit verweigert. Der öffentliche Arbeitgeber 
mutet ihnen eine Bezahlung nach Schuhgröße 

ihrer Schüler zu. Dieselbe Logik steckt dahin-

ter, wenn Grundschulleiterinnen für ihre Füh-
rungsaufgaben keine Leitungszeit und keine 

Bezahlung erhalten. Der Verband Bildung und 
Erziehung dringt darauf, diese überkommenen 

Zustände endlich zu überwinden“, fordert die 
VBE-Bundesfrauenvorsitzende. 

 

Beckmann betont: „Lehrerinnen stehen häufi-
ger in Teilzeit und sind häufiger Tarifangestell-

te. Durch den immer noch ausstehenden Tarif-

vertrag zur Eingruppierung von Lehrkräften 
sind folglich Frauen besonders stark betroffen. 

Der VBE bewertet daher die Aufnahme von 
Verhandlungen zwischen dbb und Tarifgemein-

schaft deutscher Länder (TdL) zu einer bun-

desweiten Entgeltordnung für Lehrkräfte als 
wichtiges Signal, das Problem fehlender Ge-

schlechtergerechtigkeit bei der Bezahlung zu 
entschärfen.“ 

(10/10/14) 

 

 

BDF kritisiert hessischen Landesbetrieb: Nachhaltigkeit nur als Phrase 
 
(dbb) Bis zum Jahr 2025 will der Landesbetrieb Hessen-Forst 20 Prozent Personal einspa-
ren und begründet dies mit der allgemeinen Haushaltslage und dem demografischen 

Wandel. Der Bund Deutscher Forstleute (BDF) hat Hessen-Forst und die hessische Lan-
desregierung aufgefordert, sich nicht hinter „Nachwuchssorgen“ und „langfristigen wohl-

überlegten Prozessen“ zu verstecken. Die Politik müsse vielmehr zu ihrer Verantwortung 

für den Wald stehen und geeignete Rahmenbedingungen schaffen, damit die vielfältigen 
Ansprüche – soziale, ökologische und ökonomische – nachhaltig erfüllt werden können. 

„Dies gelingt nicht durch Personalabbau. Hessen-Forst muss die Arbeit im Wald attraktiv 
gestalten, um dem Fachkräftemangel zu begegnen“, erklärte der BDF am 10. März 2014. 

 
Das Jubiläumsjahr der Nachhaltigkeit – der 

Begriff wurde vor 300 Jahren durch die Forst-
wirtschaft geprägt – ist kaum beendet „und 

schon verabschiedet sich mit Hessen-Forst eine 

große Landesforstverwaltung von der Perso-
nalnachhaltigkeit“, kritisierte BDF-

Bundesvorsitzender Hans Jacobs die Entwick-
lung. Bei Einsparung von einem Fünftel des 

Personals könnten die Aufgaben nicht weiter 

adäquat erfüllt werden. Größere Reviere und 

weniger Präsenz in der Fläche bedeuten auch 

weniger Qualität, weniger Bürgernähe und 
weniger Betreuung. „Hessen-Forst gibt auf, 

bevor der Fachkräftemangel richtig losgegan-

gen ist“, so Jacobs. „Heutzutage muss man 
Arbeitsplätze attraktiv gestalten. Leistbare 

Aufgabenvolumina, angemessene Bezahlung, 
unbefristete Beschäftigungsverhältnisse, Fami-

lienfreundlichkeit sind die Stichworte.“  

(11/10/14) 
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Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Am 3. März 2014 haben sich der DSTG-
Bundesvorsitzende und dbb Vize Thomas 

Eigenthaler und der neue beamtete Staats-
sekretär Johannes Geismann zu einem ersten 

Gespräch im Bundesfinanzministerium getrof-

fen. Geismann ist Nachfolger von Bernhard 
Beus nach, der in den Ruhestand gegangen 

ist. Im BMF ist er auch für die Steuerabteilung 
des Hauses zuständig und somit ein wichtiger 

Gesprächspartner Dialogpartner für die Deut-

sche Steuer-Gewerkschaft. Eigenthaler mahn-
te, den Bundesländern bei Stellenstreichplänen 

in der Einnahmeverwaltung intensiv „auf die 
Finger“ zu schauen. Fehlende Einnahmen 

schädigten auch den Bundeshaushalt mit. Zu-
dem wies der DSTG-Chef auf die praktischen 

Probleme hin, die sich bei der Umsetzung einer 

bundeseinheitlichen Steuersoftware („KON-
SENS“) ergäben. Viele Beschäftigte fühlten sich 

durch den „gefährlichen Mix“ von zu wenig 
Personal, schwierigem Steuerrecht und dem 

knirschenden Sand im EDV-Getriebe hilflos und 

sähen sich einer schweren Belastungsprobe 
ausgesetzt.  

 
Die Kommunikationsgewerkschaft DPV 

(DPVKOM) hat eine Weiterentwicklung des 

Laufbahnrechts in den Postnachfolgeunter-
nehmen (PNU) gefordert. Das für die Beamten 

der PNU anwendbare Laufbahnrecht für die 
Bundesbeamten (geregelt in der Bundeslauf-

bahnverordnung) orientiert sich nach wie vor 
an einem festen Laufbahngruppensystem mit 

vier Laufbahnen (einfacher, mittlerer, gehobe-

ner und höherer Dienst), innerhalb derer ein 
Aufstieg nur nach der Teilnahme an einem 

Aufstiegsverfahren möglich ist. Die Möglichkeit 
für Beamte der PNU, den sogenannten Ausbil-

dungsaufstieg zu durchlaufen, ist für diese 

praktisch nahezu bedeutungslos, so die 
DPVKOM am 10. März 2014. Auch ist es sehr 

unwahrscheinlich, dass die Altregelung des 
Praxisaufstiegs über das Jahr 2015 hinaus 

verlängert wird. Da zudem die Arbeitsplatzan-
forderungen immer differenzierter und kom-

plexer werden, ist aus Sicht der DPVKOM drin-

gend eine Anpassung der für die Beamten der 
PNU geltenden laufbahnrechtlichen Regelun-

gen nötig. Die einzelnen Forderungen zur Wei-
terentwicklung des Laufbahnrechts hat die 

DPVKOM in einem neuen Faltblatt zusammen-
gefasst.  

 
Kindern Leistungsfähigkeit zu bescheinigen 

und als Lehrer das eigene Verhalten ständig zu 

kontrollieren, gehört für Heinz-Peter Mei-
dinger, Vorsitzender des Deutschen 

Philologenverbandes (DPhV), zum Handwerks-
zeug. Meidinger sagte nach Veröffentlichung 

der Studie „Schüler richtig motivieren“ (im 

Auftrag der Vodafone Stiftung Deutschland): 
„Auf die meisten Tipps hätte man selbst kom-

men können.“ Zugleich warnte Meidinger in 
der „Süddeutschen Zeitung“ (Ausgabe vom 12. 

März 2014) vor „übersteigerten Erwartungen“. 
Die Tipps aus der Studie – etwa: Fleiß und 

Einsatz stärker zu belohnen als Leistung – 

„mögen beim Kampf gegen das soziale  Bil-
dungsgefälle nicht schaden“. Er bezweifle aber, 

so Meidinger, dass dort der Schlüssel liege. 
Vielmehr sollten Pädagogen für die Verhaltens-

forschung sensibilisiert werden. Im Lehramts-

studium sei das bisher ein Randaspekt.  
 

Am Vorabend des Internationalen Frauentages 
wurde die stellvertretende VBE-

Bundesvorsitzende für Internationales Gitta 

Franke-Zöllmer mit dem Verdienstkreuz 1. 
Klasse des Verdienstordens der Bundesrepublik 

Deutschland geehrt. Mit der hohen Auszeich-
nung wird insbesondere das langjährige Enga-

gement der niedersächsischen Gewerkschafte-
rin und Pädagogin mit Lehramt für Primar- und 

Sekundarstufe I auf nationaler und internatio-

naler Ebene für die Gleichstellung der Frauen 
im Bildungs- und Erziehungsbereich, für den 

Zugang von Mädchen und Frauen zu einer 
anspruchsvollen Bildung und für den Abbau 

von Bildungsbarrieren gewürdigt, wie der Ver-

band Bildung und Erziehung mitteilte. Franke-
Zöllmer ist im Vorstand des Europäischen Ge-

werkschaftskomitees für Bildung und Wissen-
schaft (EGBW) sowie Vorsitzende des EGBW-

Frauenkomitees, für dessen Gründung sie sich 
stark gemacht hatte. Der weltweite Kampf um 

einen hohen Status des Pädagogenberufs in 

der Gesellschaft schließe den Kampf um Ge-
schlechtergerechtigkeit ein, so das Credo von 

Gitta Franke-Zöllmer. 
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Rund 40.000 Beamte, Richter und Soldaten 
sowie 30.000 Beamte bei Post, Telekom und 

Bahn haben wegen vermeintlicher Altersdis-
kriminierung Beschwerde gegen ihre Besol-

dung durch die Bundesrepublik Deutschland 

eingereicht. Das berichtet die  
„Neue Osnabrücker Zeitung“ (Ausgabe 

vom 7. März 2014) unter Berufung auf Zahlen 
aus dem Bundesinnenministerium. Hintergrund 

ist ein offenes  Verfahren vor dem Europäi-

schen Gerichtshof, der in Kürze über mehrere 
Klagen deutscher Beamte entscheiden wird. 

Das Urteil könnte Nachzahlungen und Auf-

schläge vor allem für jüngere Beamtinnen und 
Beamte hierzulande nach sich ziehen. Über 

mögliche Zusatzkosten wollte das Bundesin-
nenministerium auf Nachfrage des Blattes nicht 

spekulieren. Eine „seriöse Abschätzung“ sei 

derzeit nicht möglich. Betroffen wären nicht 
nur der Bund, sondern auch Länder und Kom-

munen als Dienstherren. Am 5. März  hatte die 
„NOZ“ berichtet, dass allein 12.000 Landesbe-

amte in Niedersachsen wie etwa Lehrer oder 

Polizisten Widerspruch eingelegt hätten.  
(12/10/14) 

 


